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Offentliche Planauflage gemiss § 13 Strassengesetz - Bericht zu den Einwendungen

1 Vorbemerkung

1.1 Mitwirkung der Bevodlkerung

Gemass § 13 des kantonalen Strassengesetzes (StrG) sind die Projekte der
Bevolkerung vor der Kreditbewilligung zur Stellungnahme zu unterbreiten.

Das Strassenbauprojekt Bahnhof Seebach mit der geplanten Neugestaltung des
Bahnhofvorplatzes wurde vom 18. Oktober 2024 bis 18. November 2024 im Sinne von
§ 13 StrG offentlich aufgelegt. Interessierte Personen konnten sich Gber das geplante
Bauvorhaben orientieren und dagegen Einwendungen erheben.

Insgesamt sind 27 Eingaben mit total 84 Einwendungen eingegangen, davon 66 mit
identischem oder ahnlichem Wortlaut (themenspezifisch zusammengefasst). Von den
daraus resultierenden 18 Einwendungen werden 5 Einwendungen ganz und 5
Einwendungen teilweise berucksichtigt. 8 Einwendungen werden nicht bertcksichtigt.

Im vorliegenden Bericht wird zu den Einwendungen gesamthaft Stellung genommen.

1.2 Projektbeschreibung

Das der Bevdlkerung zur Stellungnahme unterbreitete Projekt beinhaltet folgende
Massnahmen:

— Umsetzung einer Begegnungszone

— Umsetzung hitzemindernder Massnahmen durch die Neupflanzung von Baumen,
die Entsiegelung von asphaltierten Flachen, sowie die Erstellung zusatzlicher
Grinflachen

— Neugestaltung von Aufenthaltsflachen mit Sitzgelegenheiten

— Anordnung von neuen Veloabstellplatzen
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2 Einwendungen

Einwendung 1:

Die Begegnungszone sei sowohl um den Abschnitt dstliches Ende bis zum Beginn der
Begegnungszone Seebacherplatz (ca. 100 m) als auch auf den ansteigenden Ast der
Bahnhaldenstrasse bis zum Hohenring auszuweiten.

Stellungnahme:

Die Bahnhaldenstrasse liegt ausserhalb des Projektperimeters. Zudem lasst die heutige
Gestaltung und Verkehrsregelung die Ausweitung der Begegnungszone Uber die
Bahnhaldenstrasse bis zum Seebacherplatz nicht zu. Die Umsetzung einer
Begegnungszone in der Bahnhaldenstrasse kann bei zuklinftigen Projekten gepruft
werden.

Die Einwendung wird nicht beriicksichtigt.

Einwendung 2:

Der Platz vor dem Aufgang ab der Nordostecke vom Bahnhofgebaude bis zur
Nordwestecke von Haus Nr. 11 und der Platz vor dem nérdlichen Treppenaufgang der
westlichen Unterflihrung sei quer zur Fahrbahnachse zu gestalten. Dafir sei ein optisch
andersartiger Belag und eine Verlegung in Querrichtung zu wahlen. Deren 6stliche und
westliche Begrenzungen seien vorzugsweise bogenformig zu gestalten, um den Platz
abzurunden. Der Behindertenparkplatz sei 6stlich davon zu legen.

Stellungnahme:

Der Belag vor dem Bahnhofgebaude gehdrt zur Gestaltung des Bahnhofsvorplatzes und
soll zugunsten des Fussverkehrs die Begegnungszone hervorheben. Dabei geht es um
die gréssere raumliche Betrachtung und Aufwertung. Der Platz vor dem Treppenaufgang
der westlichen Unterfihrung wird durch die Belagswahl und die Grinflachen zugunsten
Fussverkehr hervorgehoben. Zudem wird bei der 6stlichen Unterfihrung die Grunflache
am Brunnen neben Haus Nr. 11 in den Strassenraum hinein erweitert. Der Ein- und
Ausgang der Begegnungszone wird mit den gepflasterten Flachen besser lesbar.

Die Einwendung wird teilweise beriicksichtigt.

Einwendung 3:
Auf die Signalisation einer Begegnungszone sei zu verzichten.

Stellungnahme:

Im Bereich des Bahnhofs wird dem Fussverkehr ein hoher Stellenwert beigemessen, da
dessen Anbindung an den Bahnverkehr ausserst wichtig ist. Der Fussverkehr soll daher
gegenuber dem motorisierten Individualverkehr und dem Veloverkehr priorisiert werden.
Mit einer Begegnungszone ist der Fussverkehr gegenuber samtlichen anderen
Verkehrsteilnehmenden vortrittsberechtigt, wodurch eine attraktive Anbindung des
Bahnhofs maglich ist.
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Die Einwendung wird nicht beriicksichtigt.

Einwendung 4:

Die Beleuchtung sei gegeniiber dem Bestand deutlich zu verbessern. Dadurch soll die
Aufenthaltsqualitat deutlich erhéht und Unorte verhindert werden.

Stellungnahme:

Mit der Umgestaltung wird die offentliche Beleuchtung den neuen Gegebenheiten
angepasst. In Absprache mit der SBB wird die 6ffentliche Beleuchtung so angepasst,
dass der Perimeter normgerecht ausgeleuchtet wird.

Die Einwendung wird berticksichtigt.

Einwendung 5:

Auf die Pflasterung sei zu verzichten. Um die Versickerung zu fordern, sollen statt der
Pflasterung versetzte Grasflachen eingestreut werden. Das hat zudem auch eine
Wirkung als Tempominderer gegen Velo- und Rollbrett-Raser.

Stellungnahme:

Die Pflasterung ist ein gestalterisches Element, das den Charakter der Begegnungszone
unterstreicht und die Vortrittsverhaltnisse verdeutlicht. Die Pflasterung erfolgt in der
Fahrbahnflache zur visuellen und taktilen Absenkung der Geschwindigkeit und tragt so
zur Sicherheit aller Verkehrsteilnehmenden bei. Die Verkehrsflache wird in jedem Fall
fussganger- und velofreundlich sowie rollstuhltauglich sein. Ebenso bricht die
vorgesehene unregelmassige Gestaltung die Linienfuhrung der Strasse auf und tragt so
zu tieferen Fahrgeschwindigkeiten bei. Die Versickerung wird wo immer mdglich durch
entsiegelte Flachen ausserhalb der Fahrbahn, z.B. in offenen Baumgruben
sichergestellt.

Die Einwendung wird nicht beriicksichtigt.

Einwendung 6:

Es sei eine Ubereinstimmung mit den kommunalen Richtplanen (2021) und den
Gegenvorschlagen zu den Klima-Initiativen (2024) herzustellen, indem deutlich mehr
Baume neu gepflanzt werden sollen.

- Es sollen mehr Baume gepflanzt werden, insbesondere zwischen den
Autoparkfeldern, sowie auf dem gepflasterten Platz vor dem Haus Nummer 33.

- Die Parkplatzreine gegeniber dem Giterschuppen sei zwei bis drei Mal zu
unterbrechen mit BAumen, die je eine halbe Parkplatzbreite bendtigen.
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- Die Parkplatzreihe gegentiber dem Haus Bahnhaldenstr. 11 sei zwei bis drei Mal
zu unterbrechen mit Baumen, die je eine halbe Parkplatzbreite bendtigen.

Stellungnahme:

Samtliche Parkplatze im Projektperimeter sind privat und liegen nicht im Einflussbereich
der Stadt. Zwischen den Parkfeldern kénnen keine Baume eingepflanzt werden, da die
Reduzierung der Parkflache seitens Eigentiimer*innen nicht gewilnscht ist. Jedoch wird
im weiteren Verlauf des Projekts in Abstimmung mit der SBB geprift, ob auf den
Grinflachen zusatzliche Baumpflanzungen realisierbar sind. Da seitens SBB noch nicht
abschliessend geklart ist, in welchem Umfang die Liegenschaft spater einmal entwickelt
wird, sollen Baume vorerst sehr zurtickhaltend gepflanzt werden.

Die Einwendung wird nicht beriicksichtigt.

Einwendung 7:
Die Masse des rollstuhlgerechten Parkfeldes seien nicht normgerecht.

Stellungnahme:
Der rollstuhlgerechte Parkplatz wird normgerecht angepasst.

Die Einwendung wird berticksichtigt.

Einwendung 8:

Es sei in oder angrenzend an die Begegnungszone z.B. beim Bahnhofgebaude eine
offentliche Toilette vorzusehen.

Stellungnahme:

Der Bahnhofvorplatz liegt auf SBB-Grund, jedoch ist die Gestaltung im Rahmen des
stadtischen Strassenbauprojekts nach § 13 zu planen. Die Bereitstellung von WC-
Anlagen liegt im Ermessen der SBB als Grundstickseigentimerin. Auf der
angrenzenden Ziegenwiese (Verein Stadtgeiss), nordwestlich vom Projektperimeter, gibt
es ein Kompotoi. Weiter sind ZiriWC am Oerlikerpark, am Wahlenpark sowie an der
Haltestelle Zurich Seebach vorzufinden.

Die Einwendung wird nicht beriicksichtigt.

Einwendung 9:

Die Querungsstellen fur den Fussverkehr bei den beiden UnterflUhrungen sei so zu
gestalten, dass auf das hohe Fussverkehrsaufkommen aufmerksam gemacht wird.
Dabei sei zudem der Zuwachs an Reisenden mit kinftigen S-Bahn-Angebot zu
berucksichtigen.
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Stellungnahme:

Die Zugangsbereiche der Unterfihrungen heben sich gestalterisch von den restlichen
Fortbewegungsflachen ab. Dies erhoht die Aufmerksamkeit der Verkehrsteilnehmenden
und tragt zur Sicherheit des Fussverkehrs bei. Die Prognosezahlen der SBB deuten trotz
Quartierverdichtung lediglich auf eine leichte Zunahme des Fussverkehrs hin. Ebenfalls
wird sich beim zukiinftigen Ausbau des S-Bahn-Angebots der SBB von einem Halb- auf
einen Viertelstundentakt die Anzahl der Reisenden nicht massiv erhdhen, sondern eher
verteilen.

Die Einwendung wird teilweise beriicksichtigt.

Einwendung 10:

Die Fusswegverbindung zwischen Unterfiihrung und den Wegverbindungen zur
Bahnhaldenstrasse sei gestalterisch hervorzuheben bzw. anders zu gestalten.

Stellungnahme:

Der Belagswechsel vor dem Bahnhofszugang, die geplante Rinne im Projektperimeter
und die neue Verkehrsordnung mit Tempo 20 heben den Vorplatz am Bahnhof hervor
und tragen zur Verkehrsberuhigung bei. Die Massnahmen in der Begegnungszone
werden mdoglichst geringgehalten, damit die Einschrankungen fur kunftige
Entwicklungen des Areals minimiert werden.

Die Einwendung wird nicht beriicksichtigt.

Einwendung 11:

Es seien bauliche Massnahmen zu realisieren, welchen einen wirksamen Schutz der
Fussganger bei der neuen Fussgangerunterfihrung vor Velofahrern bieten.

Stellungnahme:

Die Umsetzung einer Begegnungszone mit Tempo 20 ist bereits eine erste bauliche
Massnahme zugunsten der Zufussgehenden. Das Prinzip einer Begegnungszone
basiert auf der gemeinsamen Verantwortung aller Verkehrsteilnehmenden flir eine
sichere und rlcksichtsvolle Nutzung des 6Offentlichen Raums. Durch den Héhenversatz
bzw. die Anrampung, den Materialwechsel und der Geometrie und Gestaltung der
Strassenfuhrung werden Velofahrende zur Geschwindigkeitsreduktion aufgefordert.
Weitere Massnahmen werden im Projektverlauf geprift, um das Konfliktpotenzial zu
entscharfen.

Die Einwendung wird teilweise berticksichtigt.

Einwendung 12:

Die Veloabstellplatze bei der neuen Unterfihrung seien auszubauen bzw. in der Anzahl
deutlich zu erhdhen.
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Stellungnahme:

Die Anzahl Veloabstellplatze wird verdoppelt. Anstelle der urspringlichen 8
Veloabstellplatze sind neu 16 eingeplant.

Die Einwendung wird berticksichtigt.

Einwendung 13:
Die Anzahl bestehender Veloabstellplatze sei nicht zu reduzieren.

Stellungnahme:

Die bestehenden Veloabstellplatze nérdlich des Bahnhofs Seebach sind nicht so stark
ausgenutzt, wodurch viele leer stehen. Die erforderliche Anzahl von 1-4
Veloabstellplatzen pro 10 Wegreisenden wird weiterhin eingehalten. Zudem stehen auf
der Slidseite des Bahnhofs weitere Veloabstellplatze zur Verfiigung.

Die Einwendung wird nicht beriicksichtigt.

Einwendung 14:
Die Veloabstellplatze seien weiterhin zu Gberdachen.

Stellungnahme:

Die Veloabstellplatze vor dem Bahnhofgebaude (Haupteingang) werden weiterhin
uberdacht sein. Bei den Veloabstellplatzen bei der neuen Unterflhrung ist keine
Uberdachung vorgesehen. Die Veloabstellplatze sind an die stadtrdumliche Gestaltung
angepasst. Es soll eine freie Sicht Uber die Gleise erhalten bleiben.

Die Einwendung wird teilweise berticksichtigt.

Einwendung 15:
Es seien ein paar Abstellplatze flr Spezialvelos vorzusehen.

Stellungnahme:

Die SBB stellt und bewirtschaftet die Veloabstellplatze. Hierfir sind grundsatzlich die
Standardelemente fUr Veloabstellplatze an Bahnhofsanalgen vorgesehen. Das Anliegen
wird an die SBB weitergeleitet.

Die Einwendung wird teilweise berticksichtigt.

Einwendung 16:

Die Schotterrasenflache zwischen der spiralférmigen Rampe und dem Haus Nr. 11 sei
S0 zu gestalten, dass dort in Zukunft ohne grossen Aufwand weitere Veloabstellplatze
realisiert, werden konnen.
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Stellungnahme:

Die Schotterrasenflache ist aufwartskompatibel mit einer allfalligen Umgestaltung und
mdglichen Erweiterung der Veloabstellplatze.

Die Einwendung wird berticksichtigt.

Einwendung 17:

Die Langsrinne in der Fahrbahnmitte sei so zu gestalten, dass sie fur Velos kein
Sturzrisiko darstellt.

Stellungnahme:

Die Langsrinne in der Fahrbahnmitte besteht aus einer Reihe von Bundsteinen. Sie
gewahrleistet den Wasserabfluss, ohne ein Sicherheitsrisiko flir die
Verkehrsteilnehmenden darzustellen.

Die Einwendung wird berticksichtigt.

Einwendung 18:

Die Unterflihrung sei nicht nétig. Der Bahniibergang sei aus Umweltschutzgriinden fir
jeglichen Verkehr freizugeben. Der Bahnibergang werde ohne nachvollziehbaren Grund
aufgehoben.

Stellungnahme:

Die neue Unterfuhrung bzw. die Aufhebung des Bahnlbergangs ist Bestandteil des
Drittprojekts der SBB, in dem das Perron verlangert wird. Dieses lag bereits 6ffentlich
auf, wobei Anwohnende Einsprachen einreichen konnten. Es befindet sich derzeit in der
Umsetzung.

Die Einwendung wird nicht beriicksichtigt.
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3 Schlussbemerkungen

Der Bericht liegt gemass § 13 Abs. 3 StrG wahrend 60 Tagen zur Einsichtnahme
offentlich auf. Der Zeitpunkt der Auflage wird im stadtischen Amtsblatt «Tagblatt der
Stadt Ziurich» bekannt gegeben.

Das Projekt wird durch den Stadtrat festgesetzt und vor der Projektfestsetzung gemass
§§ 16 und 17 StrG (Planauflage- und Einspracheverfahren) offentlich aufgelegt und
bekannt gemacht.

Direktorin

/ Digital signiert von Rangosch
Z Simone
// DN: cn=Rangosch Simone
- Datum: 2026.06.03 14:36:27 +02'00'

Dr. Simone Rangosch

10



Stadt Zirich

Tiefbau- und Entsorgungsdepartement
Tiefbauamt

Werdmiihleplatz 3

8001 Zurich

T+ 4144 412 50 99
tiefbauamt@zuerich.ch
stadt-zuerich.ch/tiefbauamt




	1 Vorbemerkung
	1.1 Mitwirkung der Bevölkerung
	1.2 Projektbeschreibung

	2 Einwendungen
	3 Schlussbemerkungen

		2026-06-03T14:36:27+0200
	Rangosch Simone




